Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2097 


Antrag 

der Abgeordneten Lüdce, Heiland und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Anordnung über die Zulässigkeit von 
Konzessionsabgaben der Unternehmen und Betriebe zur Ver- 
sorgung mit Elektrizität, Gas und Wasser an Gemeinden und 

Gemeindeverbände 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Anordnung über die Zulässigkeit von 
Konzessionsabgaben der Unternehmen und 
Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas 
und Wasser an Gemeinden und Gemeindever- 
bände vom 4. März 1941 (Reichsanzeiger 
Nr. 57 und Nr. 120) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 1 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „neu eingeführt 
oder“ gestrichen; 

Bonn, den 10. Februar 1956 


b) die Absätze 2 und 3 gestrichen. 

2. Im § 2 wird Absatz 4 wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Bestimmung der Einwohner- 
zahl ist die fortgeschriebene Wohnbevöl- 
kerung nach dem letzten vor dem Beginn 
des Rechnungsjahres liegenden Stichtag 
zugrunde zu legen.“ 

Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1. April 1955 in Kraft. 
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Begründung 


A. Vorbemerkungen 

Die Anordnung über die Zulässigkeit von 
Konzessionsabgaben der Unternehmen und 
Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, 
Gas und Wasser an Gemeinden und Ge- 
meindeverbände (KAE) untersagt im § 1 
Abs. 2 mit Wirkung vom 1. April 
1941 ab den Versorgungsunternehmen die 
Weitergewährung von Konzessionsabgaben 
an Gemeinden mit 3000 oder weniger Ein- 
wohnern, an Gemeindeverbände oder Zweck- 
verbände. Endziel der KAE sollte die völlige 
Beseitigung der Konzessionsabgaben sein (§ 2 
Abs. 2), die aber mit Rücksicht auf die finan- 
zielle Lage der Gemeinden unterblieb. Le- 
diglich die kleinen Gemeinden, die Gemeinde- 
verbände und die Zweckverbände wurden 
somit durch den Fortfall der Konzessionsab- 
gaben finanziell betroffen. Auf sie wirkt sich 
aber auch das Verbot der Neueinführung ge- 
mäß § 1 Abs. 1 aus, weil Gemeinden mit 
mehr als 3000 Einwohnern in der Regel Kon- 
zessionsabgaben bereits vor dem 1. April 
1941 erhielten. 

Diese untersdiiedliche Behandlung führte 
insbesondere zu dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP und Z vom 11. Ja- 
nuar 1951 (Bundestags-Drucksadie Nr. 1765 
der 1. Wahlperiode), wonach die Bundesregie- 
rung ersucht wurde, bei der Neuregelung 
der Konzessionsabgaben die Städte, Gemein- 
den und Gemeindeverbände ohne Unter- 
sdiied nach Art und Größe grundsätzlich 
gleich zu behandeln und die die kleinen Ge- 
meinden und Landkreise benachteiligenden 
Vorschriften der Konzessionsabgabenordnung 
aufzuheben. 

Es ist nachgewiesen, daß die Aufhebung des 
Abgabenstopps für Gemeinden unter 3000 Ein- 
wohnern sidi auf die Tarife der Versorgungs- 
unternehmen nicht preiserhöhend auswirkt. 
Ein bedeutendes süddeutsches Energiever- 
sorgungsunternehmen ist 2. B. bereit, auch 
den Gemeinden unter 3000 Einwohnern in 
seinem Versorgungsgebiet Konzessionsabga- 


ben zu zahlen, sobald die Stoppvorschriften 
des § 1 KAE aufgehoben sind. 

Die Beseitigung der Rechtsungleichheit kann 
unabhängig von der Regelung der übrigen 
mit der Änderung des Konzessionsabgaben- 
rechts zusammenhängenden Fragen erfolgen. 
Da die KAE eine rein preisrechtliche Vor- 
schrift ist und es sich bei der Aufhebung des 
Abgabenstopps für Gemeinden unter 3000 
Einwohnern, Gemeindeverbände und Zweck- 
verbände um eine Grundsatzfrage der Preis- 
politik handelt, ist die Zuständigkeit des 
Bundestages aus § 1 Satz 1 des Preisgesetzes 
vom 10. April 1948 (WlGBl. S. 27) gegeben. 

B. Einzelvorschriften 

Zu Art. 1 
Nr. 1 

a) Der Zahlung von Konzessionsabgaben an 
Gemeinden unter 3000 Einwohnern steht die 
Vorschrift des § 1 Abs. 1 KAE entgegen, 
wonach die Neueinführung von Konzessions- 
abgaben untersagt ist. In der Neufassung des 
Abs. 1 sind daher die Worte „neu eingeführt 
oder“ gestrichen worden. 

b) Da nach Abs. 2 auch die Weitergewährung 
von Konzessionsabgaben an Gemeinden un- 
ter 3000 Einwohnern untersagt ist, muß diese 
Vorschrift in Fortfall kommen, wenn der 
Zweck dieses Gesetzes erreicht werden soll. 

Die Einwohnerzahl auf Grund des Ergebnis- 
ses der Volkszählung vom 17. Mai 1939 zu 
bestimmen (Abs. 3), erscheint nicht mehr 
gerechtfertigt, zumal sie mit preisrechtlicher 
Ausnahmegenehmigung gemäß § 11 KAE 
nach der Volkszählung vom 13. September 
1950 bestimmt werden kann. 

Nr. 2 

Der Fortfall des Abs. 3 in § 1 bedingt eine 
Änderung des Äbs. 4 in § 2. Die Bestimmung 
der Einwohnerzahl nach Maßgabe der fort- 
geschriebenen Wohnbevölkerung beseitigt 
untragbare Ungerechtigkeiten. 
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